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2. Instanz

Aktenzeichen L 5 KR 47/04
Datum 07.09.2005

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung des KlÃ¤gers werden das Urteil des Sozialgerichts Itzehoe vom 18.
Februar 2004 und der Bescheid vom 12. Juni 2002 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 14. Oktober 2002 aufgehoben. Es wird festgestellt,
dass der KlÃ¤ger bei dem Beigeladenen zu 1) nicht sozialversicherungspflichtig
beschÃ¤ftigt ist. Die Beklagte trÃ¤gt die Kosten beider RechtszÃ¼ge. Die Revision
wird nicht zugelassen. Der Streitwert wird auf 4.000,00 EUR festgesetzt.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob der KlÃ¤ger bei dem Beigeladenen zu 1)
versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt ist.

Der KlÃ¤ger ist Buchhalter, der Beigeladene zu 1) WirtschaftsprÃ¼fer und
Steuerberater. Die Beklagte fÃ¼hrte am 30. Januar 2002 eine BetriebsprÃ¼fung bei
dem Beigeladenen zu 1) durch. Im Fragebogen zur sozialversicherungsrechtlichen
Feststellung teilte der KlÃ¤ger der Beklagten mit, er erstelle fÃ¼r den Beigeladenen
zu 1) Buchhaltungen und Bilanzen und nehme an Revisionen teil. Er sei fÃ¼r
mehrere Auftraggeber tÃ¤tig, insgesamt nannte er 25 Kunden. Die Beklagte gab
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dem KlÃ¤ger und dem Beigeladenen zu 1) mit Schreiben vom 13. Mai 2002
Gelegenheit zur Stellungnahme. Mit Bescheiden vom 12. Juni 2002 stellte sie
gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger und dem Beigeladenen zu 1) fest, dass der KlÃ¤ger bei
dem Beigeladenen zu 1) sozialversicherungspflichtig beschÃ¤ftigt sei. Hierzu
fÃ¼hrte sie aus, es sei unmaÃ�geblich, dass der KlÃ¤ger mehrere Auftraggeber
habe, allein das AuftragsverhÃ¤ltnis zum Beigeladenen zu 1) sei zu beurteilen. In
dessen Betrieb sei er eingebunden. Er erledige fÃ¼r Mandanten des Beigeladenen
zu 1) als Buchhalter die kaufmÃ¤nnische BuchfÃ¼hrung mit dem Programm DATEV.
Dieses sei ein ausschlieÃ�lich von Steuerberatern, WirtschaftsprÃ¼fern und
RechtsanwÃ¤lten zu nutzendes komplexes Buchhaltungsprogramm einschlieÃ�lich
Lohnbuchhaltung. Die Abrechnung der DATEV erfolge Ã¼ber den Steuerberater.
DemgemÃ¤ss nutze der KlÃ¤ger das Programm Ã¼ber die Kennung des
Beigeladenen zu 1). Die Mandanten seien mit dem Beigeladenen zu 1) vertraglich
verbunden. Der KlÃ¤ger erfasse die Daten aus der Finanzbuchhaltung, die der
Beigeladene zu 1) fÃ¼r seine BeratungstÃ¤tigkeit benÃ¶tige. Dabei sei der KlÃ¤ger
an die Terminsvorgaben der FinanzbehÃ¶rden und der SozialversicherungstrÃ¤ger
gebunden. Bei urlaubs- oder krankheitsbedingter Abwesenheit des KlÃ¤gers
wÃ¼rden seine Aufgaben von anderen Mitarbeitern des Beigeladenen zu 1)
Ã¼bernommen. Der Beigeladene zu 1) habe auch die technische MÃ¶glichkeit, die
Arbeit des KlÃ¤gers zu Ã¼berwachen. Dabei sei es unmaÃ�geblich, ob der KlÃ¤ger
in dem Betrieb des Beigeladenen zu 1) oder an anderem Ort arbeite, ob er an feste
Arbeitszeiten gebunden sei und wie selbstÃ¤ndig er arbeite. Die BÃ¼roausstattung
des KlÃ¤gers werde von dem Beigeladenen zu 1) gestellt. Die Bezahlung erfolge auf
Stundenlohnbasis nach dem benÃ¶tigten Aufwand. Der KlÃ¤ger trage kein
Unternehmerrisiko. Insgesamt sei er wie ein angestellter Buchhalter beschÃ¤ftigt.

Gegen die Entscheidung legte der KlÃ¤ger am 16. Juli 2002 Widerspruch ein, mit
dem er ausfÃ¼hrte, er sei fÃ¼r ungefÃ¤hr 25 verschiedene Auftraggeber tÃ¤tig
und erledige die BuchfÃ¼hrungsarbeiten eigenverantwortlich. In der Gestaltung der
Arbeitszeit, deren Dauer und des Arbeitsortes sei er frei. Es sei ihm auch selbst
Ã¼berlassen, ob er das DATEV-System nutze oder die Arbeiten handschriftlich
erledige. Sein Einkommen richte sich nach der Auftragslage und sei
marktabhÃ¤ngig. Sofern Zahlungen eines Auftraggebers ausfielen, trage er selbst
das finanzielle Risiko. In der Vergangenheit seien solche ForderungsausfÃ¤lle
vorgekommen. Auch im Krankheits- oder Urlaubsfall habe er keinen Lohnanspruch.
Er habe eine sozialversicherungspflichtige Angestellte â�� seine Ehefrau â�� und
sei damit selbst Arbeitgeber. Den Widerspruch wies die Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 14. Oktober 2002 zurÃ¼ck.

Gegen die Entscheidung hat der KlÃ¤ger am 15. November 2002 beim Sozialgericht
Hamburg Klage erhoben; das Sozialgericht hat den Rechtsstreit mit Beschluss vom
26. Februar 2002 an das Sozialgericht Itzehoe verwiesen.

Zur BegrÃ¼ndung hat der KlÃ¤ger ausgefÃ¼hrt, er sei kein weisungsgebundener
Mitarbeiter in der Kanzlei des Beigeladenen zu 1). Unter seinen weiteren
Auftraggebern seien auch andere Steuerberater. Der Beigeladene zu 1) sei ihm
gegenÃ¼ber nicht weisungsberechtigt gewesen. Er sei in seiner zeitlichen und
Ã¶rtlichen Arbeitseinteilung frei. Er kÃ¶nne den eigenen Arbeitseinsatz selbst
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steuern und bestimmen, welche AuftrÃ¤ge er Ã¼bernehme und welche nicht. Damit
kÃ¶nne er direkten Einfluss auf seinen wirtschaftlichen Erfolg nehmen. Das DATEV-
System nutze er in der Kanzlei des Beigeladenen zu 1), da es nur den rechts-,
steuer- und wirtschaftsberatenden Berufen zur VerfÃ¼gung stehe. Nahezu 75 % der
deutschen Unternehmen lieÃ�en ihre BuchfÃ¼hrung im DATEV-System erstellen.
Sie nutzten â�� wie er â�� das System Ã¼ber einen Steuerberater oder
WirtschaftsprÃ¼fer und erstatteten diesem dafÃ¼r die Kosten. Die Tatsache, dass
steuer- und sozialversicherungsrechtliche Termine vorgegeben seien, zu denen die
Buchhaltung fertig sein mÃ¼sse, fÃ¼hre nicht zur Weisungsgebundenheit
gegenÃ¼ber dem Beigeladenen zu 1).

Die Beklagte hat ausgefÃ¼hrt, es komme alleine auf die TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers
fÃ¼r den Beigeladenen zu 1) an. Ob der KlÃ¤ger daneben noch weitere
Auftraggeber habe, sei unmaÃ�geblich.

Das Sozialgericht hat mit Urteil vom 18. Februar 2004 die Klage abgewiesen. Zur
BegrÃ¼ndung der Entscheidung hat es im Wesentlichen auf die BegrÃ¼ndung des
Widerspruchsbescheides Bezug genommen und ergÃ¤nzend ausgefÃ¼hrt, der
KlÃ¤ger verrichte bei dem Beigeladenen zu 1) dieselben TÃ¤tigkeiten wie dessen
angestellte Mitarbeiter. Er fÃ¼hre eigenverantwortlich die Buchhaltungen fÃ¼r die
Mandanten und bereite die Bilanzen vor. Er sei in die Betriebsorganisation des
Beigeladenen zu 1) eingebunden. Es sei unmaÃ�geblich, dass er teilweise in seinem
hÃ¤uslichen Arbeitszimmer arbeite. Die Daten der Buchungslisten gebe er nicht
selbst in das DATEV-System ein, sondern dies machten die fest angestellten
Mitarbeiter des Beigeladenen zu 1). Die Tatsache, dass der KlÃ¤ger direkt mit den
Mandanten des Beigeladenen zu 1) abrechne, stelle lediglich ein
UmgehungsgeschÃ¤ft einer standesrechtlichen Regelung dar. Der Beigeladene zu
1) habe hierzu ausgefÃ¼hrt, dass diese Praxis in den FÃ¤llen gewÃ¤hlt worden sei,
in denen sein BÃ¼ro die Revision durchgefÃ¼hrt habe und deshalb die Buchhaltung
nicht habe fÃ¼hren dÃ¼rfen. Die Nutzung des DATEV-Systems sei nicht
entscheidungsrelevant, denn der KlÃ¤ger habe lediglich Vorbereitungshandlungen
verrichtet und die Daten selbst nicht erfasst. Die Nutzung des BÃ¼ros und der
AusrÃ¼stung im Betrieb des Beigeladenen zu 1) seien ein wichtiges Indiz fÃ¼r eine
sozialversicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung.

Gegen die am 31. MÃ¤rz 2004 zugestellte Entscheidung richtet sich die Berufung
des KlÃ¤gers, die am 13. April 2004 beim Schleswig-Holsteinischen
Landessozialgericht eingegangen ist. Er fÃ¼hrt ergÃ¤nzend aus, er betreibe ein in
W angemeldetes Gewerbe. Der Beigeladene zu 1) sei nur einer von mehreren
Auftraggebern. Die direkte Abrechnung mit den Mandanten stelle kein
UmgehungsgeschÃ¤ft dar. RegelmÃ¤Ã�ig gebe er die Daten der Buchungslisten
selber ein; gelegentlich werde eine Mitarbeiterin fÃ¼r ihn tÃ¤tig. Im Fall einer
Erkrankung wÃ¤re er in der Lage und berechtigt, seine Aufgaben einer anderen
selbstÃ¤ndigen qualifizierten Kraft zu Ã¼bertragen. Bislang sei es dazu jedoch noch
nicht gekommen. Er habe ein finanzielles Risiko, da er den Honorarausfall selber
tragen mÃ¼sse.

Der KlÃ¤ger beantragt,
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das Urteil des Sozialgerichts Itzehoe vom 18. Februar 2004, den Bescheid vom 12.
Juni 2002 und den Widerspruchsbescheid vom 14. Oktober 2002 aufzuheben und
festzustellen, dass er bei dem Beigeladenen zu 1) nicht in einem
versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis steht.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

In ErgÃ¤nzung des bisherigen Vortrags fÃ¼hrt sie aus, die Terminsvorgaben seien
lediglich gegenÃ¼ber dem Beigeladenen zu 1) steuerrechtlich begrÃ¼ndet; der
KlÃ¤ger hafte dem Beigeladenen zu 1) wiederum dafÃ¼r, dass jener die Termine
einhalten kÃ¶nne.

Der Beigeladene zu 1) bestÃ¤tigt, dass er nur einer von mehreren Auftraggebern
des KlÃ¤gers und dieser von ihm daher nicht wirtschaftlich abhÃ¤ngig sei. FÃ¼r ihn
habe der KlÃ¤ger lediglich drei bis fÃ¼nf Mandanten betreut. Die weiteren
ungefÃ¤hr 25 Mandanten seien eigene Auftraggeber des KlÃ¤gers, die dieser selbst
akquiriert habe. Er â�� der Beigeladene zu 1) â�� habe diese Mandate nicht
vermittelt. Er habe zu den weiteren Mandanten kein VertragsverhÃ¤ltnis, er kenne
sie gar nicht. Der KlÃ¤ger habe in W ein personell besetztes eigenes BÃ¼ro und sei
als freier Mitarbeiter auch fÃ¼r andere Steuerberater tÃ¤tig. In der
Arbeitsgestaltung fÃ¼r ihn sei der KlÃ¤ger hinsichtlich der Arbeitszeit und des
Arbeitsortes frei, er kÃ¶nne neue AuftrÃ¤ge nach eigenem Ermessen annehmen
oder ablehnen. Er kÃ¶nne auch seine â�� des Beigeladenen zu 1) â��
BÃ¼roorganisation nutzen, wenn er dies wolle. Die Buchungslisten wÃ¼rden nicht
ausschlieÃ�lich Ã¼ber das DATEV-System eingegeben. Seine eigenen Mitarbeiter
machten die Eingaben nur dann, wenn sie freie KapazitÃ¤ten hÃ¤tten. Als
Bilanzbuchhalter habe der KlÃ¤ger besondere Qualifikationen, die sich in der GÃ¼te
seiner Arbeit widerspiegelten. Darin zeichne er sich gegenÃ¼ber seinen â�� des
Beigeladenen zu 1) â�� eigenen Mitarbeitern aus. Der KlÃ¤ger trete auÃ�erdem am
Markt werbend auf. Inzwischen habe er den letzten Auftrag fÃ¼r ihn abgewickelt.

Wegen des weiteren Inhalts wird auf die Verwaltungsakte der Beklagten und die
Verfahrensakte verwiesen. Diese haben dem Senat vorgelegen und sind
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen, in der der KlÃ¤ger gehÃ¶rt
worden ist.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Itzehoe vom 18.
Februar 2004 ist zulÃ¤ssig. Sie ist insbesondere statthaft im Sinne des Â§ 144 Abs.
1 Sozialgerichtsgesetz (SGG), da die Beteiligten nicht um eine Geld- oder
Sachleistung streiten.

Die Berufung ist begrÃ¼ndet. Das angefochtene Urteil und die Bescheide der
Beklagten sind aufzuheben, denn der KlÃ¤ger war bei dem Beigeladenen zu 1) nicht
versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt.
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Der KlÃ¤ger stellt zu Recht im Berufungsverfahren einen Anfechtungs- und
Feststellungsantrag. Das sozialversicherungspflichtige BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis
ist ein RechtsverhÃ¤ltnis im Sinne des Â§ 55 Abs. 1 Nr. 1 SGG. Die Frage, ob ein
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis vorliegt, betrifft zwar ein RechtsverhÃ¤ltnis zwischen
dem KlÃ¤ger und dem Beigeladenen zu 1), nicht aber zu der Beklagten. Das
RechtsverhÃ¤ltnis im Sinne des Â§ 55 Abs. 1 Nr. 1 SGG muss jedoch nicht
notwendig zwischen den Hauptbeteiligten des Rechtsstreits bestehen, sondern es
kann sich auch um eine Rechtsbeziehung eines Beteiligten zu einem Dritten, damit
auch zu einem Beigeladenen des Rechtsstreits, handeln (Meyer-Ladewig, SGG, Â§
55 Rz. 7).

Der KlÃ¤ger war bei dem Beigeladenen zu 1) nicht versicherungspflichtig
beschÃ¤ftigt. Â§ 5 Abs. 1 Nr. 1 Sozialgesetzbuch, 5. Buch (SGB V), Â§ 1 Satz 1 Nr. 1
Sozialgesetzbuch, 6. Buch (SGB VI), Â§ 24 Sozialgesetzbuch, 3. Buch (SGB III) und
Â§ 20 Abs. 1 Nr. 1 Sozialgesetzbuch, 11. Buch (SGB XI) setzen fÃ¼r die
Versicherungspflicht in der Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung
eine gegen Arbeitsentgelt ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung voraus. Die Beklagte hat in
dem Bescheid vom 12. Juni 2002 das von ihr angenommene
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis zwischen dem KlÃ¤ger und dem Beigeladenen zu 1)
zeitlich nicht befristet, sondern ausgefÃ¼hrt, dass Ã¼ber den Beginn der
Versicherungspflicht und Ã¼ber bestehende Beitragsnachforderungen
gegebenenfalls ein weiterer Bescheid erteilt werde. Es ist fÃ¼r die Frage, ob eine
BeschÃ¤ftigung vorlag, folglich die zum Zeitpunkt der Bescheiderteilung
bestehende Rechtslage heranzuziehen. Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch, 4.
Buch (SGB IV) in der 2002 geltenden Fassung definiert den Begriff der
BeschÃ¤ftigung; danach handelt es sich um nichtselbstÃ¤ndige Arbeit,
insbesondere in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis. Anhaltspunkte fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung
sind eine TÃ¤tigkeit nach Weisungen und eine Eingliederung in die
Arbeitsorganisation des Weisungsgebers. Arbeitnehmer ist, wer von einem
Arbeitgeber persÃ¶nlich abhÃ¤ngig ist. Die persÃ¶nliche AbhÃ¤ngigkeit erfordert
die Eingliederung in den Betrieb und damit die Unterordnung unter das vor allem
Zeit, Dauer, Ort und Art der ArbeitsausfÃ¼hrung umfassende Weisungsrecht des
Arbeitgebers. Zwar kann das Weisungsrecht erheblich eingeschrÃ¤nkt sein,
vollstÃ¤ndig entfallen darf es jedoch nicht. Es muss eine fremdbestimmte Leistung
verbleiben, die Dienstleistung also zumindest in einer von anderer Seite
vorgegebenen Ordnung eines Betriebes aufgehen. Ist ein Weisungsrecht nicht
vorhanden, kann der Betreffende seine TÃ¤tigkeit also im Wesentlichen frei
gestalten, insbesondere Ã¼ber die eigene Arbeitskraft, Ã¼ber Arbeitsort und
Arbeitszeit frei verfÃ¼gen und fÃ¼gt er sich nur in die von ihm selbst gegebene
Ordnung des Betriebes ein, liegt keine abhÃ¤ngige, sondern eine selbstÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit vor, die regelmÃ¤Ã�ig durch ein Unternehmerrisiko gekennzeichnet ist
(Urteil des Senats vom 29. Juni 2005, L 5 KR 114/04). Die Kriterien fÃ¼r die
Annahme einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung oder selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit sind
gegeneinander abzuwÃ¤gen. Jedes Kriterium hat lediglich indizielle Wirkung. Dabei
kommt es fÃ¼r die Frage, ob eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung oder eine
selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit vorliegt, vorrangig auf die tatsÃ¤chliche Ausgestaltung
des RechtsverhÃ¤ltnisses an, die vertraglich vereinbarte Rechtslage ist
demgegenÃ¼ber nachrangig (BSG SozR 3-2400 Â§ 7 Nr. 4; Urteil des erkennenden
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Senats vom 13. MÃ¤rz 2001, L 1 KR 33/00). Â§ 7 Abs. 4 SGB IV regelte darÃ¼ber
hinaus in der Fassung vom 1. Januar 1999 bis 31. Dezember 2002, dass bei einer
erwerbsmÃ¤Ã�ig tÃ¤tigen Person, die ihre Mitwirkungspflicht nach Â§ 206 SGB V
oder nach Â§ 196 Abs. 1 SGB VI nicht erfÃ¼llt hat, vermutet wird, dass sie
beschÃ¤ftigt ist, wenn mindestens drei der folgenden fÃ¼nf Merkmale vorliegen:

1.Die Person beschÃ¤ftigt im Zusammenhang mit ihrer TÃ¤tigkeit regelmÃ¤Ã�ig
keinen versicherungspflichtigen Arbeitnehmer, dessen Arbeitsentgelt aus diesem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis regelmÃ¤Ã�ig im Monat 325,00 EUR Ã¼bersteigt; 2.Sie
ist auf Dauer und im Wesentlichen nur fÃ¼r einen Auftraggeber tÃ¤tig; 3.Ihr
Auftraggeber oder ein vergleichbarer Auftraggeber lÃ¤sst entsprechende
TÃ¤tigkeiten regelmÃ¤Ã�ig durch von ihm beschÃ¤ftigte Arbeitnehmer verrichten;
4.Ihre TÃ¤tigkeit lÃ¤sst typische Merkmale unternehmerischen Handelns nicht
erkennen und 5.ihre TÃ¤tigkeit entspricht dem Ã¤uÃ�eren Erscheinungsbild nach
der TÃ¤tigkeit, die sie fÃ¼r denselben Auftraggeber zuvor auf Grund eines
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses ausgeÃ¼bt hatte.

Satz 3 bestimmt, dass die Vermutung widerlegt werden kann. Der Gesetzgeber hat
mit dieser Regelung keine neue Rechtslage geschaffen, sondern die bisher
bestehende und auch weiterhin geltende Rechtsprechung Ã¼ber
Vermutungsmerkmale eines abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses
aufgegriffen, so dass diese Regelung als Grundlage auch dann fÃ¼r die
Entscheidung herangezogen werden kann, wenn die tatbestandlichen
Voraussetzungen, nÃ¤mlich die NichterfÃ¼llung von Mitwirkungspflichten nach 
Â§Â§ 206 SGB V oder 196 Abs. 1 SGB VI, nicht erfÃ¼llt waren (Urteile des
erkennenden Senats a.a.O.).

Diese Voraussetzungen fÃ¼r die Annahme eines abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses des KlÃ¤gers bei dem Beigeladenen zu 1) waren
nicht erfÃ¼llt. Vielmehr war der KlÃ¤ger selbstÃ¤ndig tÃ¤tig. Dies ergibt sich aus
seinen AusfÃ¼hrungen, die er im Rahmen der AnhÃ¶rung durch den Senat in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung gemacht hat und aus der schriftlichen Stellungnahme
des Beigeladenen zu 1) vom 10. August 2005.

Der KlÃ¤ger hat ausgefÃ¼hrt, dass er frÃ¼her abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigter
Buchhalter gewesen sei und dass er nach der Beendigung des letzten
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses auf die Idee gekommen sei, die gleiche Arbeit auf
eigene Rechnung und damit selbstÃ¤ndig zu verrichten. Mit zunehmender
Ausweitung des GeschÃ¤fts und mit Zunahme des Mandantenstammes sei es
erforderlich geworden, dass er sich ein eigenes BÃ¼ro von ca. 40 qm GrÃ¶Ã�e in
seinem Wohnhaus einrichtete. AuÃ�erdem habe er seine Ehefrau im Rahmen eines
versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses einstellen mÃ¼ssen, denn
es sei mit steigendem Mandantenstamm nicht mehr mÃ¶glich gewesen, bei
Abwesenheit wegen externer Arbeiten die Kundenkontakte zu pflegen, d.h. die
nÃ¶tigen Telefonate zu tÃ¤tigen und die Post zu erledigen. Der Senat geht davon
aus, dass ein BÃ¼ro von ungefÃ¤hr 40 qm GrÃ¶Ã�e Ã¼ber das hinausgeht, was ein
abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigter fÃ¼r den privaten und in geringfÃ¼gigem Umfang den
geschÃ¤ftlichen Bedarf normalerweise benÃ¶tigt. Die Tatsache der Einrichtung des
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BÃ¼ros und der sozialversicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung seiner Ehefrau sind
typische Merkmale einer selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit. Typisch ist es auch, dass der
KlÃ¤ger erst nach einer gewissen Anlaufphase und dem steigenden Bedarf folgend
diese Investition vorgenommen hat. Sowohl der KlÃ¤ger als auch der Beigeladene
zu 1) haben geschildert, dass der KlÃ¤ger auf dem Markt werbend tÃ¤tig ist und
einen eigenen Mandantenstamm unterhÃ¤lt und akquiriert. Bezeichnenderweise ist
der KlÃ¤ger weiterhin als Buchhalter tÃ¤tig, obwohl das Mandat fÃ¼r den
Beigeladenen zu 1) zwischenzeitlich erloschen ist. Die Aussagen des Beigeladenen
zu 1) und des KlÃ¤gers haben auch unzweifelhaft deutlich gemacht, dass die 25
Mandate des KlÃ¤gers nicht Ã¼ber den Beigeladenen zu 1) vermittelt oder
abgerechnet wurden. Es handelt sich um vÃ¶llig eigenstÃ¤ndige
VertragsverhÃ¤ltnisse, die mit der Rechtsbeziehung zwischen dem KlÃ¤ger und
dem Beigeladenen zu 1) nichts zu tun haben. Der KlÃ¤ger trÃ¤gt wegen der
getÃ¤tigten Investitionen darÃ¼ber hinaus ein unternehmerisches Risiko. Hierbei
handelt es sich nicht allein um die MÃ¶glichkeit, dass Kunden nicht bezahlen,
sondern durch die Einrichtung des BÃ¼ros hat der KlÃ¤ger auch Kapital investiert
und durch seine Arbeitgeberverpflichtungen droht ihm nicht alleine der Ausfall der
Einnahmen, sondern auch die Notwendigkeit, seinen finanziellen Belastungen ohne
entsprechende Einnahmen nachzukommen. Der KlÃ¤ger hat schlieÃ�lich die
Arbeiten, die er fÃ¼r den Beigeladenen zu 1) verrichtet hat, nicht zuvor als dessen
abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigter Mitarbeiter getÃ¤tigt. Von den in Â§ 7 Abs. 4 SGB IV
genannten fÃ¼nf Merkmalen ist allenfalls ein Merkmal erfÃ¼llt, das eine Vermutung
fÃ¼r eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung stÃ¼tzen kÃ¶nnte; nach Nr. 3 spricht es
fÃ¼r eine ArbeitnehmertÃ¤tigkeit, wenn der Arbeitgeber bzw. ein vergleichbarer
Arbeitgeber gleiche oder Ã¤hnliche Arbeiten regelmÃ¤Ã�ig von abhÃ¤ngig
BeschÃ¤ftigten ausfÃ¼hren lÃ¤sst. Der Senat geht davon aus, dass
Buchhaltungsarbeiten in der Mehrzahl von angestellten Buchhaltern verrichtet
werden. Alle Ã¼brigen Merkmale des Â§ 7 Abs. 4 SGB IV sind nicht erfÃ¼llt und
daher besteht keine Vermutung fÃ¼r eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung.

Geht man von der grundsÃ¤tzlichen Definition des Â§ 7 Abs. 1 SGB IV fÃ¼r eine
abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung aus, so spricht ebenfalls alles fÃ¼r eine selbstÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers. Denn er war in den Betrieb des Beigeladenen zu 1) nicht
eingegliedert, von ihm nicht wirtschaftlich abhÃ¤ngig und nicht weisungsgebunden.
Die Tatsache, dass der Beigeladene zu 1) als Auftraggeber dem KlÃ¤ger bestimmte
Vorgaben fÃ¼r die Auftragsabwicklung machen konnte und dass er insbesondere
auf Grund seiner fachlichen BefÃ¤higung in der Lage war, dem KlÃ¤ger sachliche
Weisungen zu erteilen, spricht nicht fÃ¼r eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung. Denn
ein gleiches oder eventuell Ã¼berwiegendes Wissen des Auftraggebers ist lediglich
ein Indiz fÃ¼r eine abhÃ¤ngige Position des Auftragnehmers, kennzeichnet jedoch
noch nicht das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis.

Entgegen der Auffassung der Beklagten lÃ¤sst sich die Rechtsbeziehung zwischen
dem KlÃ¤ger und dem Beigeladenen zu 1) auch nicht aus dem gesamten Berufsbild
des KlÃ¤gers heraustrennen, denn eine solche Einzelbetrachtung kÃ¤me zu
schiefen Ergebnissen und wÃ¼rde dem Gesamtbild der abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigung nicht gerecht. Zwar ist es denkbar, dass ein Versicherter mehrere
abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse nebeneinander hat. Das einzelne
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RechtsverhÃ¤ltnis zu einem Auftraggeber verliert jedoch zunehmend an Bedeutung,
je mehr gleichgeartete AuftragverhÃ¤ltnisse der Auftragnehmer hat. FÃ¼r die
Beurteilung, ob eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung vorliegt, ist zwar auf die einzelne
Rechtsbeziehung zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer abzustellen. Jedoch ist
dieses einzelne RechtsverhÃ¤ltnis zu werten und im Gesamtzusammenhang mit
den weiteren vorhandenen Rechtsbeziehungen zu sehen. Denn das Gesetz geht
grundsÃ¤tzlich davon aus, dass ein Versicherter ein einzelnes oder zumindest ein
HauptbeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis hat. Eine Vielzahl von einzelnen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissen ist dem SGB IV dagegen jedoch fremd. SÃ¤mtliche
einzelnen UmstÃ¤nde und die GesamtwÃ¼rdigung der TÃ¤tigkeit des Versicherten
entscheiden darÃ¼ber, ob diese durch die Merkmale eines BeschÃ¤ftigten oder
eines SelbstÃ¤ndigen geprÃ¤gt sind, ob eine HauptbeschÃ¤ftigung vorliegt oder
mehrere einzelne BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse. Hier spricht die ganz
Ã¼berwiegende Zahl der Gesichtspunkte dafÃ¼r, dass die Rechtsbeziehung
zwischen dem KlÃ¤ger und dem Beigeladenen zu 1) lediglich ein
AuftragsverhÃ¤ltnis neben einer Vielzahl anderer Ã¤hnlicher AuftragsverhÃ¤ltnisse
gewesen ist und dass der KlÃ¤ger nicht abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt war und ist.

Die Kostenentscheidung folgt gemÃ¤Ã� Â§ 183 Satz 3 SGG aus Â§ 197a SGG in
Verbindung mit Â§ 154 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsordnung.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision im Sinne des Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen
nicht vor.

Da es allein um die abstrakte Feststellung geht, ob der KlÃ¤ger abhÃ¤ngig
beschÃ¤ftigt ist, ist gemÃ¤Ã� Â§ 13 Abs. 1 Satz 2 GKG i. d. F. bis 30. Juni 2004 der
Streitwert in HÃ¶he von 4.000,00 EUR festzusetzen.

Erstellt am: 18.10.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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